
Zu beanstanden ist jedoch die Fassung der Entschei­
dungsformel. Danach wird das KIL verpflichtet, den 
mit dem VEB N. a b g e s c h l o s s e n e n  Vertrag zu 
e r g ä n z e n .  Die Abänderung — auch die Ergänzung 
ist eine Abänderung — eines zwischen zwei Partnern 
a b g e s c h l o s s e n e n  Vertrages kann aber nicht vom 
Staatlichen Vertragsgericht im Wege eines Schieds­
spruchs angeordmet werden. Das Vertragsgericht hat 
lediglich auf den Abschluß sach- und formgerechter 
Verträge hinzuwirken, wenn die Partner selbst sich über 
deren Inhalt und Form nicht einig werden. Hierzu dient 
das in den § § 1 6  bis 20 der Verfahrensordnung für das 
Staatliche Vertragsgericht vom 1. Juli 1953 (GBl. S. 858) 
geordnete Verfahren für Streitfälle, die sich bei Ver­
tragsverhandlungen ergeben.

Haben zwei Partner bereits einen Vertrag abgeschlos­
sen, so kann das Vertragsgericht sie nur auf Fehler oder 
Lücken des Vertrages aufmerksam machen und darauf 
hinwirken, daß die Mängel beseitigt werden. Verschlie­
ßen sich die Partner solchen Hinweisen und verstößt 
der von ihnen abgeschlossene Vertrag gegen gesetzliche 
Bestimmungen oder allgemeine Grundsätze unserer 
Wirtschaftspolitik, so ist das Staatliche Vertragsgericht 
berechtigt, gemäß § 10 VGVO in der Fassung vom
1. Juli 1953 (GBl. S. 856) denjenigen Vertragspartner, 
der sich seinem Verlangen widersetzt, in Strafe zu neh­
men, u. U. auch seinen Leiter mit Disziplinarstrafe zu 
belegen. Mit dem Strafbescheid kann das Staatliche 
Vertragsgericht die Auflage verbinden, nunmehr seinem 
Verlangen zu entsprechen. Notfalls kann es die Straf - 
maßnahme wiederholen, bis der betreffende Vertrags­
partner sich fügt. Im übrigen aber steht dem Staat­
lichen Vertragsgericht kein direktes Zwangsmittel zur 
Verfügung, um die Partner zur Änderung eines abge­
schlossenen Vertrages zu veranlassen, insbesondere 
kann es kein Schiedsverfahren mit dem Ziel einer sol­
chen Abänderung eröffnen. Es kann in diesem Falle 
lediglich die den Vertragspartnern übergeordneten Or­
gane auf den mangelhaften Zustand des Vertrages auf­
merksam machen, damit diese dann verbindliche Wei­
sungen erteilen. Das folgte früher aus § 2 Abs. 1 
Buchst, b der (inzwischen aufgehobenen) 2. DB zur WO 
vom 19. August 1952 (GBl. S. 793). Danach wurden Än­
derungen oder Ergänzungen abgeschlossener Verträge 
von der Zustimmung des den Vertragspartnern überge­
ordneten Ministeriums oder Staatssekretariats abhängig 
gemacht. Nach § 8 Abs. 2 der 6. DB zur VV® vom 23. 
Dezember 1953 (GBl. 1954 S. 21) können allerdings die 
Vertragspartner grundsätzlich ohne Zustimmung der 
übergeordneten Organe die Änderung eines von ihnen 
abgeschlossenen Vertrages vereinbaren, soweit nicht da­
durch die Erfüllung der Planaufgabe gefährdet wird. 
Falls die Partner sich aber nicht einigen, ist nach § 8 

Abs. 4 der 6. DB zur WO eine Anweisung des zustän­
digen Ministers (Staatssekretärs, Rates des Bezirks) er­
forderlich. Es bleibt also auch nach der 6. DB zur VVO 
der Eigenverantwortung der Vertragspartner bzw. der 
ihnen übergeordneten zentralen Organe Vorbehalten, 
einen abgeschlossenen Vertrag abzuändern. Keinesfalls 
darf das Staatliche Vertragsgericht von sich aus im 
Verfahrenswege die Änderung eines Vertrages anordnen.

Tatsächlich handelt es sich aber in dem vom Staat­
lichen Vertragsgericht im Bezirk Dresden entschiedenen 
Falle nicht um die Änderung oder Ergänzung eines 
bereits abgeschlossenen Vertrages. Ein Vertrag ist 
erst dann zustande gekommen, wenn sich die Partner 
über alle für seinen Inhalt wesentlichen Punkte ge­
einigt haben. Das war hier nicht der Fall. Das KIL 
hatte dem VEB N. ein Angebot auf Vertragsabschluß 
gemacht, das nichts über die Frage enthielt, wer das 
Verpackungsmaterial zur Verfügung stellen muß. Der 
VEB N. hat dieses Angebot nicht angenommen, sondern 
durch seinen dem Entwurf beigefügten Zusatz den Ab­
schluß eines Vertrages mit a n d e r e m  Inhalt gefordert, 
also nun seinerseits dem KIL ein Vertragsangebot ge­
macht. Dieses Angebot hat wiederum das KIL durch

seine Erklärung, es habe den Zusatz aus dem Entwurf 
gestrichen, abgelehnt. Da es sich aber bei der Klausel, 
wer das Verpackungsmaterial zur Verfügung stellen 
muß, um eine für die Durchführung des Kauf- und Lie­
fervertrages unbedingt wesentliche Bestimmung han­
delte, war folglich überhaupt noch kein Vertrag zwi­
schen den beiden Partnern zustande gekommen.

Das Staatliche Vertragsgericht hätte also die Partner 
zum Abschluß des Vertrages mit einem für beide Part­
ner verbindlichen Inhalt verpflichten müssen. Die Ent­
scheidung hätte daher, ohne daß ihr Inhalt sich mate­
riell änderte, lauten müssen:

„Das KIL wird verpflichtet, den Kauf- und Liefer­
vertrag mit dem VEB N. über Frischeiweiß mit der 
Maßgabe abzuschließen, daß das KIL gehalten ist, 
die für den Transport der Ware erforderlichen 
Weißblechkanister zur Verfügung zu stellen.“

Dr. Werner G e n t z ,
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